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Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. 

Sie vertritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der 

Bundesrepublik Deutschland mit rund 166.000 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gegenüber 

Behörden, Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 

 

Die BRAK bedankt sich für die Übersendung des Referentenentwurfs. Sie kann in ihrer Stellungnahme 

aufgrund der gesetzten Frist leider nur zu einzelnen Punkten Stellung nehmen. Die BRAK möchte be-

sonders hervorheben, dass mit dem Gesetz erneut und an verschiedenen Punkten die von der VwGO 

vorgesehenen Rechtschutzmöglichkeiten deutlich beschränkt und regelmäßig gestufte Planungsverfah-

ren aufgegeben werden: Die als gesetzlicher Regelfall vorgesehene aufschiebende Wirkung von Wi-

derspruch und Anfechtungsklage wird abgeschafft für alle „Infrastrukturvorhaben von überregionaler 

Bedeutung“ (eine Definition dieser Vorhaben gibt es nicht) und für Windenergieanlagen. Die Flächenin-

anspruchnahme von Nebenflächen von Bahnaus- oder -umbauvorhaben (z. B. langfristig für Lärm-

schutzmaßnahmen oder mittelfristig für Baustelleneinrichtungen) soll keiner Planfeststellung bzw. Plan-

genehmigung mehr bedürfen, also ist sie auch nicht mehr mit den Regelrechtsmittelbehelfen überprüf-

bar. Für raumordnerisch bedeutende Vorhaben soll nicht mehr regelhaft, sondern nur noch auf Antrag 

des individuellen Vorhabenträgers ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden. 

Es ist für die BRAK nicht nachvollziehbar, warum die für fachlich und sachlich gute Regelungen not-

wendige frühzeitige Verbandsbeteiligung mit einer Frist von nur vier Tagen in der Sommerferienhöchst-

zeit erfolgt. Leider ist dies in dieser Legislatur immer wieder festzustellen. Im Interesse guter Gesetzge-

bung weisen wir erneut auf diesen Umstand hin (vgl. auch Wienhues, Editorial (Rechtsschutzzersplitte-

rung - Der Gesetzgeber zeigt weiter Aktionismus in Sachen „Gerichtsverfahrensbeschleunigung“), 

BRAK-Magazin, Heft 2/2020, S. 3). 

 

Artikel 1 – Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 

Es erstaunt die BRAK, dass nunmehr seit über zwei Jahren fachlich und auch parlamentarisch unter 

dem Begriff „VwGO-Novelle“ diskutierte Änderungen – teilweise – im Mantel eines „Investitionsbe-

schleunigungsgesetzes“ umgesetzt werden sollen. Es ist nicht ersichtlich, inwieweit damit die ohnehin 

immer weiter beschnittene VwGO-Novelle nun im Übrigen ganz gescheitert ist, einschließlich der von 

der BRAK dringend angemahnten Reform des Rechtsmittelrechts. Die BRAK darf ausdrücklich noch 

einmal auf ihre in diesem Zusammenhang erarbeiteten Stellungnahmen hinweisen und sie zur Informa-

tion in der ministeriellen Abstimmung hier noch einmal anfügen (BRAK-Stellungnahmen-Nr. 18/2018, 

36/2018 und 23/2019). Dort hat die BRAK auch ausdrücklich darauf hingewiesen und dargelegt, warum 

sie in den vorgeschlagenen Änderungen kein wesentliches Beschleunigungspotenzial für (insbeson-

dere) Infrastrukturmaßnahmen sieht. 

Zu den im Rahmen dieses Referentenentwurfs vorgestellten Änderungen weist die BRAK noch einmal 

auszugsweise auf Folgendes hin: 

Mit Blick auf die Vorschläge zur Verfahrensbeschleunigung durch die Bildung spezieller Wirtschafts- 

und Planungsspruchkörper bzw. die Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeit der Oberverwal-

tungsgerichte hat die BRAK Zweifel, dass die Veränderungen die (gewünschte) spürbare Beschleuni-

gung der Verfahren ermöglicht bzw. dass die Maßnahmen bundesweit umsetzbar sind. Die BRAK geht 

davon aus, dass die kritisierte Dauer insbesondere der Planungsverfahren in erster Linie das verwal-
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tungsbehördliche Verfahren betrifft. Hierzu weist die BRAK darauf hin, dass sowohl in den infrastruktu-

rellen Verfahren ebenso wie in anderen aktuell besonders kritisierten Gerichtsverfahren die Entschei-

dungen der jeweiligen Verwaltungsbehörden von den (erstinstanzlichen) Gerichten vielfach auch tat-

sächlich als rechtswidrig erkannt werden. Die Verbesserung der Qualität der Verwaltungsverfahren er-

scheint zielführender, um insgesamt schneller belastbare und damit vollziehbare Entscheidungen zu 

ermöglichen.  

 

Art. 1 Nr. 1 - § 48 VwGO-E (Erweiterung und Vereinfachung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten 

der Oberverwaltungsgerichte) 

Die geplante Neuregelung sieht zwei unterschiedliche Änderungs-/Ergänzungsvorschläge für § 48 

VwGO vor. 

Zum einen ist eine punktuelle Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeit auf die Oberverwaltungs-

gerichte vorgesehen So soll nunmehr neben den Zulassungen für Bundes- auch alle Landesstraßen mit 

nur einer Tatsacheninstanz direkt vor den Oberverwaltungsgerichten verhandelt werden.  

Zum anderen soll die Zuständigkeit für einzelne Planfeststellungsverfahren für größere Infrastrukturvor-

haben, namentlich solche nach dem Bundesberggesetz und zur Errichtung, Erweiterung und Änderung 

von großen Häfen und großen Wasserkraftwerken, erweitert werden. Von den Änderungen verspricht 

man sich eine Beschleunigung der Verfahren, die eher bei den Oberverwaltungsgerichten denn in der 

ersten Instanz gesehen wird.  

Die BRAK weist darauf hin, dass § 48 VwGO Ausnahmecharakter hat. Die Erweiterung der erstinstanz-

lichen Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerichte bedarf deshalb einer besonderen Rechtfertigung. Die 

weit gehende Öffnung der erstinstanzlichen Zuständigkeit führte dazu, dass der Regelfall eines dreistu-

figen Instanzenzugs im Anlagenzulassungsrecht zur Ausnahme wird. Die BRAK sieht keine ausrei-

chende Rechtfertigung und Notwendigkeit einen solchen „Systemwandel“ zu Lasten des Rechtsschutz-

suchenden weiter auszubauen. Die bereits in der Vergangenheit vorgenommenen zahlreichen Ände-

rungen der Verfahrens- und Prozessregeln in diese Richtung haben die angestrebte Beschleunigungs-

wirkung offensichtlich nicht im ausreichenden Maße erbracht. 

Die BRAK teilt zudem die mit dem Neuregelungsvorschlag verbundene pauschale Kritik an der Eignung 

der Verwaltungsgerichte zur Führung von Großverfahren nicht. Es liegt in der Natur der (Laufbahn-

)Dinge, dass Richter am Oberverwaltungsgericht in der Regel erfahrener sind als Richter am Verwal-

tungsgericht. Darüber hinaus gilt, dass die Oberverwaltungsgerichte (bisher) in der Regel auf erstin-

stanzlich bereits gut aufbereitete Sachverhalte zurückgreifen konnten und daher eine straffere Verhand-

lungsführung nicht zwangsläufig an größerer (Fach-)Kompetenz liegt. 

Die BRAK sieht, dass die Verkürzung der Tatsachenprüfung auf eine Instanz und der Verzicht auf eine 

Instanz im Rechtsmittelrecht zu einer Beschleunigung von Verfahren führen können. Mit Blick auf be-

sondere Infrastrukturvorhaben ist dieser Weg nachvollziehbar. Die Zuordnung weiterer straßen- und 

wegerechtlicher Zulassungsverfahren (Landesstraßen) an die Oberverwaltungsgerichte stellt jedoch 

das in der VwGO vorgesehene Regel-Ausnahme-Verhältnis der erstinstanzlichen Zuständigkeit zwi-

schen Verwaltungsgericht und Oberverwaltungsgericht weiter in Frage. Insbesondere in Flächenlän-

dern könnten regionale Besonderheiten zukünftig nicht mehr im selben Maße berücksichtigt werden. 

Darüber hinaus spielen tatsächliche Fragen hier für die jeweiligen Rechtschutzsuchenden in der Regel 

eine besondere Rolle; die Verkürzung auf eine Tatsacheninstanz schränkt sie ein. Und schließlich wird 
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sich manch Rechtschutzsuchender vom Erfordernis anwaltlicher Vertretung von der gerichtlichen Ver-

folgung seiner Bedenken abbringen lassen. Mit anderen Worten: Ein Beschleunigungseffekt mit Blick 

auf die endgültige gerichtliche Entscheidung mag erreicht werden. Die Gewähr für eine individuell rich-

tige Entscheidung und insbesondere eine Befriedung der Betroffenen wird nicht erreicht werden. 

Die BRAK kann eine einzelfallbezogene Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeit der Oberver-

waltungsgerichte für größere Häfen, Wasserkraftwerke und Untergrundspeicher nachvollziehen. Denn 

sie dürften Verfahren betreffen, die zahlenmäßig in der Praxis nicht häufig vorkommen werden. Die 

BRAK sieht, dass einige ihrer Anregungen durch die in Art. 1 Nr. 1 a) ee) in § 48 Abs. 1 VwGO vorge-

sehenen Änderungen aufgenommen wurden. Die übrigen vorgeschlagenen Neuregelungen lehnt die 

BRAK ab. 

 

Art. 1 Nr. 3 - § 80 VwGO-E (Erweiterung der Ausnahmen, in denen die aufschiebende Wirkung 

entfällt) 

Neu ist die geplante Erweiterung in § 80 Abs. 2 Satz 1 Nr. 3a VwGO-E. Danach soll die aufschiebende 

Wirkung von Widerspruch und Anfechtungsklage „bei der Zulassung aller nicht unter Nummer 3 fallen-

den Infrastrukturvorhaben, die von überregionaler Bedeutung sind“ entfallen lassen. Das würde bedeu-

ten, dass in diesen Fällen kraft Gesetzes die aufschiebende Wirkung entfiele. Die BRAK hält die vorge-

schlagene Regelung für zu unbestimmt, um vollzugsfähig zu sein.  

Fraglich ist, was beispielsweise ein „Infrastrukturvorhaben“ auszeichnet und wann es von „überregiona-

ler Bedeutung“ sein soll. Der Begriff eines „Infrastrukturvorhabens“ wird nicht gesetzlich definiert. Er 

wird häufig im Zusammenhang mit Verkehrswegeprojekten benutzt, ist aber darauf nicht beschränkt. 

Sind Infrastrukturvorhaben auch andere Maßnahmen, etwa der Energieversorgung, der Müllentsor-

gung, des Bergbaus, Anlagen des Mobilfunks usw.? Im Planungsrecht finden sich andere Begriffe, etwa 

den der „überörtlichen Bedeutung“, deren Verhältnis zur „überregionalen Bedeutung“ unklar ist. Ist 

„überregional“ mehr? In der Begründung ist von „Projekten, die einen über den lokalen Rahmen hinaus-

reichenden Bezug aufweisen und denen - etwa wegen ihres wirtschaftlichen oder gesellschaftlichen 

Wertes - ein besonderes infrastrukturelles Gewicht zukommt“ die Rede. Wann soll ein solcher „über den 

lokalen Rahmen hinausreichenden Bezug“ vorliegen? Ist das schon dann der Fall, wenn das Vorhaben 

mit Auswirkungen verbunden ist, die z. B. die Gemarkung von zwei Gemeinden betreffen? Das dürfte 

auf eine Vielzahl größerer (Bau-)Vorhaben zutreffen. Und was ist mit „Bezug“ gemeint? Meint das „Flä-

cheninanspruchnahme“ oder auch Auswirkungen (etwa durch Immissionen), die nicht lediglich lokal 

sind? Diese Fragen bleiben unbeantwortet und damit der Gesetzestext zu unbestimmt. 

Insbesondere ist aber erneut darauf hinzuweisen, dass das Regelsystem der VwGO (aufschiebende 

Wirkung) verlassen wird. Die Auseinandersetzung damit – insbesondere mit Blick auf das Rechtsschutz-

bedürfnis der von Infrastrukturmaßnahmen betroffenen (Grundstücks-) Eigentümer und weiterer Be-

troffener – fehlt. Die BRAK verweist auf die ergänzenden Ausführungen mit Blick auf die vorgesehene 

Parallelregelung für Windenergieanlagen im BImSchG (s. u. Seite 7), insbesondere hinsichtlich der Be-

denken, dass die Regelung(en) in kritischen Fällen zu einer Verfahrenszulassungsbeschleunigung füh-

ren werden. Notwendig ist – auch insoweit wiederholt sich die BRAK – die sachliche, fachliche und 

personelle Ausstattung der für die Zulassungsverfahren zuständigen Verwaltungen. 
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Art. 1 Nr. 6 - §§ 188a und 188b VwGO-E (Bildung spezieller Wirtschafts- und Planungsspruchkör-

per) 

Durch die Einführung der §§ 188a und 188b VwGO-E sollen Wirtschaftsspruchkörper und Planungs-

spruchkörper gebildet werden können. Nach der Gesetzesbegründung sollen die Vorschriften die Spe-

zialisierung der Verwaltungsgerichtsbarkeit im Bereich der wirtschafts- und infrastrukturrelevanten Ver-

fahren fördern. So soll „durch die Einrichtung spezieller Spruchkörper gewährleistet werden, dass in 

den Verfahren, in denen diese Spruchkörper gebildet werden, Richter eingesetzt werden, die besondere 

Kenntnisse im Wirtschafts- und Planungsrecht haben und zudem über ein besonderes Verständnis der 

wirtschaftlichen und planungsrechtlichen Zusammenhänge verfügen. Dies erhöht die Akzeptanz bei den 

Beteiligten. Zugleich können die Verfahren insbesondere im Planungsrecht deutlich beschleunigt wer-

den, da mit der Spezialisierung die Effizienz steigt und die Planungs- und Wirtschaftsspruchkörper von 

anderen Materien verstärkt freigehalten werden können.“ 

Die BRAK empfiehlt diese Regelungsvorschläge ersatzlos zu streichen, denn es bedarf einer Neurege-

lung ihrer Ansicht nach nicht.  

Soweit der Zuschnitt der jeweiligen Verwaltungsgerichte es ermöglicht, sehen die Geschäftsverteilungs-

pläne bereits jetzt Spezialisierungen der einzelnen Kammern (und Senate) vor. Die Erfahrungen der 

(Fach-)Anwaltschaft zeigen, dass in diesen Kammern (und Senaten) die mit einer Gesetzesänderung 

angestrebte „Spezialisierung“ bereits ausgebildet werden kann. Dort, wo die Größe eines Gerichts bzw. 

der Anfall der Angelegenheiten eine entsprechende Geschäftsverteilung nicht ermöglicht, wird dies 

auch durch eine Gesetzesänderung nicht erreicht werden können. Die Einführung landesweiter Spezi-

alkammern führte zu unterschiedlichen Verhältnissen in den Bundesländern (große Flächenstaaten im 

Verhältnis zu kleinen Flächenstaaten/Stadtstaaten).  

Darüber hinaus sieht die BRAK erhebliche Schwierigkeiten eines Zuständigkeitszuschnitts, der zielfüh-

rend ist. Eine Orientierung an der wirtschaftlichen Bedeutung („Streitwert“) ist der Verwaltungsgerichts-

ordnung fremd. Handelt es sich um Rechtsgebiete, deren Streitigkeiten im Wesentlichen um Rechtsfra-

gen kreisen (Gewerbeordnung, Handwerksrecht, Gaststättenrecht, aber auch das Subventions- und 

Kammerrecht) ist der Vorteil einer speziellen Wirtschaftskammer gegenüber einer herkömmlichen Kam-

mer nicht ersichtlich.  

Eine Festlegung auf alle Verfahren der Raumordnung, der Landesplanung, des Bauplanungs-, Bauord-

nungs- und Städtebauförderungsrechts sowie des Planfeststellungsverfahrens erscheint keine „Be-

schränkung“, die im Verhältnis zum jetzigen Zustand größere Spezialisierungsmöglichkeiten eröffnete 

oder Beschleunigungen ermöglichte.  

Die BRAK spricht sich daher gegen eine gesetzliche (auch wenn nur als „Soll“-Vorschrift gedachte) 

Regelung zur Einführung gesonderter Wirtschafts- und Planungsspruchkörper aus. 

Die BRAK wird sich in diesem Sinne weiter dafür einsetzen, den Interessen der Rechtschutzsuchenden 

mehr Gewicht zu geben. Durch klare, einheitlich in der VwGO normierte Verfahrensregelungen und eine 

Abschaffung bzw. wesentliche Modifikation des Berufungszulassungsrechtes und ggf. in Einzelheiten 

auch des Revisionsrechts können sowohl individuell richtige und damit befriedende Gerichtsentschei-

dungen erreicht werden, als auch zentrale Leitentscheidungen des Bundesverwaltungsgerichtes. Durch 

bundeseinheitliche Leitentscheidungen werden mittel- und vor allem langfristig die Verwaltungs- und 

Oberverwaltungsgerichte entlastet. Dies wird in der Folge die gerichtlichen Verfahren beschleunigen. 

Dieser – notwendigen – Reform sollte sich der Gesetzgeber stellen. 

  



7 

 

Artikel 2 – Änderung des Allgemeinen Eisenbahngesetzes  

Art. 2 Nr. 2, 4 und 5- §§ 18, 21, und 22 AEG-E 

Die Neuregelung des § 18 AEG-E sieht die Genehmigungsfreiheit für einzelne Unterhaltungsmaßnah-

men vor. Nach Ansicht der BRAK sind diese Regelungen sehr weitgehend. 

Die BRAK sieht die damit verbundene Neufassung der §§ 21 und 22 AEG-E kritisch. Nach ihr könnten 

beispielsweise neben der Bahnstrecke gelegene Grundstücke als Baustelleneinrichtungsflächen in An-

spruch genommen werden (insbesondere bei der Errichtung von Schallschutzwänden zur Lärmsanie-

rung), ohne dass die betroffenen Grundstückseigentümer die Maßnahme selbst mangels Planfeststel-

lungsbeschluss oder Plangenehmigung gerichtlich überprüfen lassen können. Nach § 22 Abs. 1 des 

AEG-E ist sogar eine Enteignung zum Zwecke der Unterhaltung zulässig, ohne dass es einer Überprü-

fung der Notwendigkeit der konkreten Flächeninanspruchnahme im Planzulassungsverfahren bedarf (§ 

22 Abs. 1 Satz 2 AEG-E e contrario). Diese Eingriffe in Eigentumsverhältnisse und in die Grundrechte 

der Betroffenen sind zu weitgehend, als dass sie genehmigungsfrei und damit ohne eine Überprüfung 

nach Maßgabe der in der VwGO regelhaft vorgesehenen Rechtsbehelfe erfolgen dürfen. Die BRAK 

bezweifelt, dass die Regelung verfassungsgemäß ist. 

 

Artikel 3 – Änderung des Bundes-Immissionsschutzgesetzes 

Art. 3 Nr. 2 - § 63 - BImSchG 

Die Neufassung des § 63 BImSchG-E sieht vor, dass Widerspruch und Anfechtungsklage eines Dritten 

gegen die Zulassung einer Windenergieanlage an Land mit einer Gesamthöhe von mehr als 50 Metern 

keine aufschiebende Wirkung haben sollen.  

Die Regelung ist vor dem Hintergrund, dass in den beiden letzten Jahren der Zubau von Windkraftan-

lagen an Land „eingebrochen“ ist und es für das Baurecht bereits den § 212a BauGB gibt, nachvollzieh-

bar.  

Es handelt sich allerdings um ein weiteres Beispiel von mittlerweile einer Vielzahl von Regelungen im 

Fachplanungs- und Zulassungsrecht, die vom Regelfall der aufschiebenden Wirkung eines Wider-

spruchs oder einer Anfechtungsklage abweichen. Damit ist es eine weitere Ausnahme von der nach der 

VwGO vorgesehenen grundsätzlichen Regelung. Der Gesetzgeber sollte sich dessen bewusst sein und 

bedenken, dass die Neuregelung voraussichtlich nicht zu einer Entlastung der Verwaltungsgerichte 

führt, da dann entsprechende Eilverfahren angestrebt würden. 

 

Artikel 4 – Änderung des Gesetzes über die Umweltverträglichkeitsprüfung 

Diese Regelungsvorschläge betreffen Folgeänderungen im Zusammenhang mit den Änderungen des 

Allgemeinen Eisenbahngesetzes. Insoweit wird auf die Ausführungen oben verwiesen. 
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Artikel 5 – Änderung des Raumordnungsgesetzes 

Art. 5 Nr. 1 - § 15 ROG-E 

Nach der geplanten Neuregelung soll ein Raumordnungsverfahren künftig im Regelfall nur auf Antrag 

des jeweiligen Vorhabenträgers durchgeführt werden (§ 15 Abs. 5 S. 1 ROG-E i. V. m. § 1 Raumord-

nungsverordnung). Nach geltendem Recht „soll“ für die in der Raumordnungsverordnung aufgeführten 

Vorhaben ein Raumordnungsverfahren durchgeführt werden. Künftig soll der Träger der raumbedeut-

samen Planung oder Maßnahme im jeweiligen Einzelfall individuell entscheiden, ob er die Durchführung 

eines vorgelagerten Raumordnungsverfahrens beantragen will. Die für die Raumordnung zuständige 

Landesbehörde soll allerdings ein Raumordnungsverfahren einleiten können, wenn sie befürchtet, dass 

die Planung oder Maßnahme zu raumbedeutsamen Konflikten führen wird.  

Diese Neuregelung wird nach Einschätzung der BRAK dazu führen, dass künftig Vorhabenträger kein 

aufwändiges Raumordnungsverfahren durchführen werden; die Raumordnungsbehörde wird sich vo-

raussichtlich nur in „Extremfällen“ anders entscheiden. Ob damit eine Verfahrensbeschleunigung ver-

bunden sein wird, ist fraglich. Das Raumordnungsverfahren genießt als ein „Vorverfahren“ zur Prüfung 

und Abstimmung eines Projekts mit den Erfordernissen der Raumordnung in der Praxis hohe Akzep-

tanz. Der „Verzicht“ auf ein Raumordnungsverfahren wird dazu führen, dass die Vereinbarkeit mit den 

Erfordernissen der Raumordnung nach Maßgabe des § 4 ROG bzw. fachrechtlicher Raumordnungs-

klauseln im jeweiligen Zulassungsverfahren geprüft werden müssen, das dann seinerseits aufwendiger 

und ggf. fehleranfälliger ausfallen wird.  

In verfahrensrechtlicher Hinsicht und aus Sicht des Rechtsschutzes sind nach Ansicht der BRAK jeden-

falls folgende Anmerkungen zur geplanten Neuregelung in § 15 Abs. 2 und 3 ROG-E angezeigt:  

Um das Verfahren zu beschleunigen, sollen die Antragsunterlagen nicht mehr öffentlich ausgelegt wer-

den, sondern nunmehr im Internet zugänglich gemacht werden. Die Begründung verweist insofern aus-

drücklich auf das Planungssicherstellungsgesetz, zu dem die BRAK Stellung genommen hat (vgl. BRAK 

Stellungnahme-Nr. 20/2029), und meint, die Regelungen des Entwurfs seien gegenüber dem Planungs-

sicherstellungsgesetz vorrangig. Das bedeutet, die Regelungen wären – anders als die des Planungs-

sicherstellungsgesetzes – nicht befristet. 

Die pauschale Regelung in § 15 Abs. 3 Satz 2 ROG-E ist nach Ansicht der BRAK so nicht verhältnis-

mäßig. Nicht mit dem Internet vertraute Bevölkerungsschichten dürfen nicht ausgeschlossen werden. 

Die Regelung sieht eine Modernisierung vor, die sinnvoll erscheint. Allerdings sollte bedacht werden, 

dass sie eine Ergänzung zu der analogen Bekanntmachung ist, diese jedoch nicht ohne weiteres erset-

zen kann. 

Die BRAK begrüßte es, wenn das in den meisten Fachgesetzen vorgesehene Regel (analoge Bekannt-

machungen und Auslegungen) – Ausnahme (digitale Form) – Verhältnis „nur“ umgekehrt wird, die ana-

logen Formen aber nicht aktuell und anlässlich vorübergehender praktischer Schwierigkeiten aufgege-

ben werden. Die Behörden müssen dabei auch eine Einsichtnahme vor Ort weiterhin ermöglichen. 

Wie im Planungssicherstellungsgesetz sollen auch hier als zusätzliches Informationsangebot zusätzlich 

zur Veröffentlichung im Internet andere leicht zu erreichende Zugangsmöglichkeiten, etwa durch Ver-

sendung oder öffentlich zugängliche Lesegeräte, zur Verfügung gestellt werden, soweit dies nach Fest-

stellung der zuständigen Behörde angemessen und zumutbar ist. Auf diese Zugangsmöglichkeiten ist 

in der Bekanntmachung hinzuweisen. 

* * * 
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Die 88. Konferenz der Justizministerinnen und Justizminister hat mit Beschluss vom 09.11.2017 die 
Arbeitsgruppe Verwaltungsprozess eingerichtet. Zu den in der Arbeitsgruppe mit Schreiben des Minis-
teriums der Justiz des Landes Nordrhein-Westfalen vom 21.03.2018 versandten Regelungsvorschlä-
gen zur Vorbereitung der Sitzung der Arbeitsgruppe am 15.06.2018 in Berlin nimmt die Bundesrechts-
anwaltskammer Stellung.  

Die Stellungnahme bezieht sich zunächst auf die Vorschläge der Arbeitsgruppe zum Themenkreis 
„Beschleunigung infrastruktur- und wirtschaftsrelevanter Verfahren“ (unten B. 1.), namentlich zu den 
Themenkreisen: Bildung spezieller Wirtschafts- und Planungsspruchkörper (B.1.1), Erweiterung und 
Vereinfachung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten der Oberverwaltungsgerichte, Verwaltungsge-
richtshöfe und ggf. des Bundesverwaltungsgerichts (B.1.2) und der Einführung eines konzentrierten 
Verfahrens (B.1.3). Weiter wird zu dem Themenkomplex „Stärkung und Verbesserung des Rechts-
schutzes“ (unten B.2.) Stellung genommen, dort zu den Einzelbereichen Adhäsionsverfahren für öf-
fentlich-rechtliche Ersatzansprüche (B.2.1), Beschränkung des Prozessstoffes (innerprozessuale 
Präklusion, B.2.2) und Reform des Rechtsmittelrechts (B.2.3). 

 

A. Zusammenfassung 

Die Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer möchten wir vorab wie folgt zusammenfassen:  

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt die vorgeschlagene Reform des Rechtsmittelrechts und 
schlägt einzelne Ergänzungen/Änderungen vor.  

Sie empfiehlt die Fragen im Zusammenhang mit dem Adhäsionsverfahren weiter inhaltlich zu prüfen.  

Die Vorschläge zur Beschränkung des Prozessstoffes (innerprozessuale Präklusion) und zum Kon-
zentrierten Verfahren werden teilweise kritisch gesehen.  

Mit Blick auf die (weiteren) Vorschläge zur Verfahrensbeschleunigung durch die Bildung spezieller 
Wirtschafts- und Planungsspruchkörper bzw. die Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten 
der Oberverwaltungsgerichte, Verwaltungsgerichtshöfe und ggf. des Bundesverwaltungsgerichts hat 
die Bundesrechtsanwaltskammer Zweifel, dass die Veränderungen die (gewünschte) spürbare Be-
schleunigung der Verfahren ermöglicht bzw. dass die Maßnahmen bundesweit umsetzbar sind. Die 
Bundesrechtsanwaltskammer teilt die im Schreiben des Ministeriums der Justiz des Landes Nord-
rhein-Westfalen vom 21. März 2018 wiedergegebene Einschätzung, dass die kritisierte Dauer insbe-
sondere der Planungsverfahren in erster Linie das verwaltungsbehördliche Verfahren betrifft. Hierzu 
weist die Bundesrechtsanwaltskammer darauf hin, dass sowohl in den infrastrukturellen Verfahren 
ebenso wie in anderen aktuell besonders kritisierten Gerichtsverfahren die Entscheidungen der jewei-
ligen Verwaltungsbehörden von den (erstinstanzlichen) Gerichten vielfach auch tatsächlich als 
rechtswidrig erkannt werden. Die Verbesserung der Qualität der Verwaltungsverfahren erscheint ziel-
führender, um insgesamt schneller belastbare und damit vollziehbare Entscheidungen zu ermögli-
chen.  
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B. Stellungnahme 

1. Beschleunigung infrastruktur- und wirtschaftsrelevanter Verfahren 

1.1 Bildung spezieller Wirtschafts- und Planungsspruchkörper 

1.1.1 Regelungsvorschlag der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe diskutiert, ob Änderungen der §§ 5 ff. VwGO bzw. §§ 173 ff. VwGO erfor-
derlich oder sinnvoll sind, um durch die Einführung von Wirtschaftsspruchkörpern Vorbehalten 
gegen die Wirtschaftskompetenz der Verwaltungsgerichte zu begegnen bzw. durch die Ein-
richtung von Planungsspruchkörpern Planungsverfahren beschleunigen zu können. 

1.1.2 Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer empfiehlt dem Gesetzgeber Zurückhaltung. Soweit der Zu-
schnitt der jeweiligen Verwaltungsgerichte es ermöglicht, sehen die Geschäftsverteilungsplä-
ne bereits jetzt Spezialisierungen der einzelnen Kammern (und Senate) vor. Die Erfahrungen 
der (Fach-)Anwaltschaft zeigen, dass in diesen Kammern (und Senaten) die mit einer Geset-
zesänderung angestrebte „Spezialisierung“ bereits ausgebildet werden kann. Dort, wo die 
Größe eines Gerichts bzw. der Anfall der Angelegenheiten eine entsprechende Geschäftsver-
teilung nicht ermöglicht, wird dies auch durch eine Gesetzesänderung nicht erreicht werden 
können. Die Einführung landesweiter Spezialkammern führte zu unterschiedlichen Verhältnis-
sen in den Bundesländern (große Flächenstaaten im Verhältnis zu kleinen Flächenstaa-
ten/Stadtstaaten).  

Darüber hinaus sieht die Bundesrechtsanwaltskammer erhebliche Schwierigkeiten eines Zu-
ständigkeitszuschnitts, der zielführend ist. Eine Orientierung an der wirtschaftlichen Bedeu-
tung („Streitwert“) ist der Verwaltungsgerichtsordnung fremd. Handelt es sich um Rechtsge-
biete, deren Streitigkeiten im Wesentlichen um Rechtsfragen kreisen (Gewerbeordnung, 
Handwerksrecht, Gaststättenrecht, aber auch das Subventions- und Kammerrecht) ist der 
Vorteil einer speziellen Wirtschaftskammer gegenüber einer herkömmlichen Kammer nicht 
recht ersichtlich. Eine Festlegung auf alle Verfahren der Raumordnung, der Landesplanung, 
des Bauplanungs-, Bauordnungs- und Städtebauförderungsrechts sowie des Planfeststel-
lungsverfahrens erscheint keine „Beschränkung“, die im Verhältnis zum jetzigen Zustand grö-
ßere Spezialisierungsmöglichkeiten eröffnete oder Beschleunigungen ermöglichte. Alle diese 
Verfahren sind darüber hinaus häufig mit umweltrechtlichen Aspekten verbunden. Eine Zu-
ständigkeit etwa auf Verfahren nach dem Umweltrechtsbehelfsgesetz (UmwRG) erscheint 
nach der zwischenzeitlich weiten Fassung ebenfalls kaum einen „Spezialisierungseffekt“ zu 
bedeuten. Eine Zweiteilung zwischen Verfahren mit und ohne Öffentlichkeitsbeteiligung in 
derselben Rechtsmaterie erscheint ebenfalls künstlich, da die materiellen Fragen zum Beispiel 
im Immissionsschutzrecht unabhängig davon sind, ob das Verfahren mit oder ohne Öffentlich-
keitsbeteiligung geführt wird oder geführt werden muss.  

Die Bundesrechtsanwaltskammer spricht sich gegen eine gesetzliche (auch 
wenn nur als „Soll“-Vorschrift gedachte) Regelung“ zur Einführung geson-
derter Wirtschafts- und Planungsspruchkörper aus. 
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1.2 Erweiterung und Vereinfachung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten der Oberverwal-
tungsgerichte, Verwaltungsgerichtshöfe und ggf. des Bundesverwaltungsgerichts 

1.2.1 Regelungsvorschlag der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe diskutiert im Wesentlichen zwei unterschiedliche Änderungs-
/Ergänzungsvorschläge für § 48 VwGO (erstinstanzliche Zuständigkeit des OVG/VGH). Der 
eine Vorschlag sieht eine punktuelle Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten vor. 
Der andere Vorschlag will die Zuständigkeit insgesamt auf alle Planfeststellungsverfahren er-
weitern. Von den Änderungen verspricht man sich eine Beschleunigung durch „Professionali-
sierung“ der Verfahren, die eher bei den Obergerichten denn in der ersten Instanz gesehen 
wird. Eine Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten des Bundesverwaltungsgerichts 
wird kritisch bewertet.  

1.2.2 Stellungnahme und Regelungsvorschlag der Bundesrechtsanwaltskammer 

1.2.2.1 Die Bundesrechtsanwaltskammer weist darauf hin, dass § 48 VwGO Ausnahmecharakter hat. 
Die Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten der OVG/VGH bedarf deshalb einer 
besonderen Rechtfertigung. Die weit gehende Öffnung der erstinstanzlichen Zuständigkeit 
führte dazu, dass der Regelfall eines dreistufigen Instanzenzugs im Anlagenzulassungsrecht 
zur Ausnahme wird. Die Bundesrechtsanwaltskammer sieht keine ausreichende Rechtferti-
gung und Notwendigkeit einen solchen „Systemwandel“ zu Lasten des Rechtsschutzsuchen-
den weiter auszubauen. Die bereits in der Vergangenheit zahlreichen Änderungen der Verfah-
rens- und Prozessregeln in diese Richtung haben die angestrebte Beschleunigungswirkung 
offensichtlich nicht im ausreichenden Maße erbracht. 

1.2.2.2 Die Bundesrechtsanwaltskammer teilt die pauschale Kritik an der Eignung der Verwaltungsge-
richte zur Führung von Großverfahren nicht. Es liegt in der Natur der (Laufbahn-)Dinge, dass 
Richter am OVG/VGH in der Regel erfahrener sind. Darüber hinaus gilt, dass die OVG/VGH 
(bisher) in der Regel auf erstinstanzlich bereits gut aufbereitete Sachverhalte zurückgreifen 
konnten und daher eine gestrafftere Verhandlungsführung nicht zwangsläufig an größerer 
(Fach-)Kompetenz liegt. 

1.2.2.3 Die Bundesrechtsanwaltskammer kann daher eine einzelfallbezogene Erweiterung der erstin-
stanzlichen Zuständigkeiten der OVG/VGH für größere Häfen, Wasserkraftwerke und Unter-
grundspeicher nachvollziehen. Denn sie dürften Verfahren betreffen, die zahlenmäßig in der 
Praxis nicht häufig vorkommen werden.  

1.2.2.4 Kritisch sieht die Bundesrechtsanwaltskammer die Erweiterung grundsätzlich auf alle straßen-
rechtliche Planfeststellungsverfahren.  

1.2.2.5 Eine Erweiterung der erstinstanzlichen Zuständigkeiten der OVG/VGH für alle Planfeststel-
lungsverfahren lehnt die Bundesrechtsanwaltskammer ab.  

1.2.2.6 Abzulehnen ist auch die systemwidrige Zuweisung weiterer erstinstanzlicher Zuständigkeiten 
an das Bundesverwaltungsgericht. Es entspricht seiner Funktion und Stellung als Revisions-
gericht, dass das Bundesverwaltungsgericht grundsätzlich nur eine Rechtsprüfung vornimmt. 

1.2.2.7 Die Bundesrechtsanwaltskammer unterstützt folgende Änderungen in § 48 Abs. 1 
VwGO:  
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„§ 48 Abs. 1  

[…] 

11. Planfeststellungsverfahren für die Errichtung, die Erweiterung oder die Än-
derung von Häfen, die für Wasserfahrzeuge mit mehr als 1350 t Tragfähig-
keit zugänglich sind 

12.  Planfeststellungsverfahren für die Errichtung oder die Änderung von Was-
serkraftwerken mit einer elektrischen Nettoleistung von mehr als 100 Me-
gawatt und 

13.  Planfeststellungsverfahren für Untergrundspeicheranlagen 

[…]“ 

1.3 Einführung eines konzentrierten Verfahrens 

1.3.1 Regelungsvorschlag der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe diskutiert mit der Einführung eines neuen § 87 a VwGO einen gesetzlichen 
Rahmen zu schaffen für verfahrensleitende Anordnungen und (Ausschluss-)Fristen in einem 
strukturierten Verfahren. Der bisherige Vorschlag setzt das Einverständnis der Beteiligten 
hierfür voraus. Das Verfahren soll mehr Transparenz und schnellere Entscheidungen ermögli-
chen, weil der „Kampf ums letzte Wort“ (den letzten Schriftsatz) vermieden wird. 

1.3.1.1 Stellungnahme und Regelungsvorschlag der Bundesrechtsanwaltskammer 

a) Notwendigkeit? 

Die Bundesrechtsanwaltskammer weist darauf hin, dass sich gute und im Ergebnis zügige 
Prozesse bereits jetzt durch entsprechende strukturierende verfahrensleitende Anordnungen 
des Gerichts/Berichterstatters auszeichnen (§ 86, §§ 87 ff. VwGO a.F.). Die Möglichkeiten be-
stehen also (mit Ausnahme noch weitreichender Ausschlussfristen) bereits jetzt. Es bleibt in-
soweit zu hoffen, dass eine neue gesetzliche Regelung, die als „Kann“-Vorschrift ausgestaltet 
ist, den erwünschten Akzeptanz- und Beschleunigungseffekt tatsächlich erbringen wird.  

b) Ausschlussfrist 

Kritisch sieht die Bundesrechtsanwaltskammer den Vorschlag einer „Abschlussfrist“ in der ak-
tuellen Ausgestaltung (§ 87 Abs.  2 S. 2 Nr. 3 VwGO n.F.). Wenn und soweit durch diesen 
Vortrag erstmalig neue Tatsachen eingeführt werden, muss den übrigen Beteiligten die Gele-
genheit einer Stellungnahme bereits unter dem Grundsatz des rechtlichen Gehörs eingeräumt 
werden. Eine Fristsetzung für diese Stellungnahme im Sinne einer Beibringungsfrist erscheint 
möglich. 

c) Verspätungspräklusion 

Ebenso skeptisch wird die Möglichkeit einer Präklusion von Tatsachenvorbringen gesehen, 
die unabhängig von einer tatsächlichen Verzögerung des Verfahrens erfolgt (siehe hierzu 
auch unten 2.2). Das Einverständnis der Beteiligten zum konzentrierten Verfahren kann die-



7 
 

sen Vorrang einer abstrakten „Zeitschiene“ vor der materiellen Rechtmäßigkeit der Entschei-
dung nicht rechtfertigen. Darüber hinaus kann sich daraus kein Beschleunigungseffekt erge-
ben, denn die fehlende Verzögerung wäre gerade ein Zulassungsgrund für den formal verspä-
teten Vortrag.  

d) Regelungsvorschläge 

(i) Den Vorschlag zur (klarstellenden) Neufassung des § 7 VwGO begrüßt die Bundes-
rechtsanwaltskammer. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer unterstützt die vorgeschlagene Neufassung des 
§ 7 VwGO. 

(ii) Die Bundesrechtsanwaltskammer schlägt die im Folgenden hervorgehobenen Ände-
rungen zum Vorschlag der Neuregelung des § 87 a VwGO vor (Rückgriff auf den ak-
tuellen § 87 b Abs. 3 VwGO (a.F.) und Öffnung der Ausschlussfrist im Einzelfall): 

„§ 87 a neu [konzentriertes Verfahren] 

[...] 

(4) Fristen nach Abs. 2 Satz 2 Nr. 2 und 3 können mit ausschließender Wirkung 
gesetzt werden. In diesem Fall gilt § 87 b Abs. 3 entsprechend. Soweit inner-
halb der Abschlussfrist gemäß Abs. 2 Satz 2 Nr. 3 erstmals neue Tatsachen 
vorgetragen, neue Dokumente vorgelegt oder neue Beweismittel benannt wer-
den, ist den übrigen Beteiligten [alternativ: dem Berufungsführer] binnen einer 
zu bestimmenden Frist Gelegenheit zur Stellungnahme zu geben.“ 

 

2. Stärkung und Verbesserung des Rechtsschutzes 

2.1 Adhäsionsverfahren für öffentlich-rechtliche Ersatzansprüche 

2.1.1 Regelungsvorschlag der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe nimmt die Diskussion eines Adhäsionsverfahrens für vermögensrechtliche 
Ansprüche auf. Vorgeschlagen wird durch Ergänzung des § 40 VwGO um einen neuen Ab-
satz 3, den Betroffenen die Möglichkeit zu eröffnen, öffentlich-rechtliche Erstattungsansprüche 
(vermögensrechtliche Ansprüche), die im Zusammenhang mit dem zulässigerweise anhängi-
gen Verwaltungsgerichtsverfahren stehen, in einem verbundenen Verfahren auch vor den 
Verwaltungsgerichten geltend zu machen. Ziel soll eine bürgerfreundliche und prozessöko-
nomische Verfahrensgestaltung sein, weil Doppelprozesse erspart bleiben, die durch die zu-
nächst notwendige Verfolgung verwaltungsgerichtlichen Primärschutzes und der anschließen-
den Geltendmachung vermögensrechtlicher Ansprüche vor den ordentlichen Gerichten zurzeit 
üblich seien.  

2.1.2 Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer sieht, dass eine Zuständigkeit der Verwaltungsgerichte für 
öffentlich-rechtliche Erstattungsansprüche (besser: vermögensrechtliche Ansprüche) zweck-
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mäßig sein kann. Aus Sicht der Bundesrechtsanwaltskammer sollte die Diskussion über eine 
grundsätzliche Zuweisung dieser Verfahren an die Verwaltungsgerichte losgelöst von der jetzt 
geplanten Novelle in einem zweiten Schritt im Rahmen eines zweiten Gesetzespakets geführt 
werden. Dabei sieht die Bundesrechtsanwaltskammer die damit nicht zuletzt verfassungs-
rechtlichen Hürden dieser Diskussion. Mit einer grundsätzlichen Zuweisung zu den Verwal-
tungsgerichten könnten jedoch die mit dem jetzigen Vorschlag eines optionalen Adhäsionsver-
fahrens verbundenen Ziele bereits über die Klaghäufung ohne spezielle Verfahrensregelung 
erreicht werden. Auch Folgeänderungen (mit Blick auf unterschiedliche Rechtsmittelfähigkeit, 
Gerichtskosten, etc., s. u.) wären nicht erforderlich und begründeten keine neuen, zusätzli-
chen Rechtsunsicherheiten, da auf bekannte Instrumente zurückgegriffen wird. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer hat weiter Zweifel, dass Gründe der Prozessökonomie dafür 
sprechen, die grundsätzliche Diskussion hintanzustellen und („nur“) über die Einfügung eines 
Adhäsionsverfahrens zu sprechen. Dies aus folgenden Gründen: 

- Doppelprozesse im Verhältnis zwischen der Verwaltungsgerichtsbarkeit und der or-
dentlichen Gerichtsbarkeit werden nicht vermieden, wenn der Kläger bis zum Schluss 
der mündlichen Verhandlung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren die Möglichkeit hat, 
die Adhäsionsklage zurückzunehmen und anschließend vor den ordentlichen Gerichten 
zu verfolgen. Notwendig wäre – entsprechend dem Vorschlag des Landes Schleswig-
Holstein –, dass nach Ausübung des Wahlrechts zugunsten des Verwaltungsrechtswegs 
der Zivilrechtsweg dauerhaft ausgeschlossen ist. 

- Eine Verfahrensbeschleunigung im verwaltungsgerichtlichen Verfahren und die Vermei-
dung einer Konstellation, dass zwei Klagerfahren im Verwaltungsrechtsweg hintereinan-
der geführt werden („Rechtsweg interner Doppelprozess“) kann nur dann vermieden 
werden, wenn die Adhäsionsklage spätestens mit der Klagbegründung erhoben werden 
muss und nicht bis zum Abschluss der mündlichen Verhandlung. 

- Es ist weiter notwendig zu klären und entsprechend zu regeln, wie sich die beiden Ver-
fahrensteile/Klagen zueinander verhalten. Denn dies hat Konsequenzen, wenn hinsicht-
lich des verwaltungsrechtlichen Teils Spruchreife besteht und/oder insoweit ein (Teil-
)Urteil in die zweite Instanz geführt werden soll. 

- Eine Reduzierung der Gerichtskosten erscheint nach der bisherigen Ausgestaltung des 
Regelungsvorschlages nicht gegeben. Denn danach handelt es sich um zwei Klagen 
und entsprechend wären Gerichtskosten für beide Verfahren(steile) zu erheben; sollten 
für beide Verfahren(steile) einheitliche Gerichtskosten erhoben werden, bedarf es einer 
ergänzenden Regelung. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer empfiehlt zu prüfen, ob statt der Einfüh-
rung eines Adhäsionsverfahrens (erneut) geprüft wird, vermögensrechtliche 
Ansprüche aus öffentlich-rechtlichen Rechtsverhältnissen insgesamt der 
Verwaltungsgerichtsbarkeit zuzuordnen (zweites Gesetzgebungspaket). 

2.1.3 Regelungsvorschlag der Bundesrechtsanwaltskammer 

Wenn die Einführung des Adhäsionsverfahrens aktuell weiter verfolgt wird, dann sollten die 
diskutierten Ergänzungen der VwGO folgende Regelungen umfassen: 

- Ausschluss des Zivilrechtswegs nach Rechtshängigkeit der Adhäsionsklage 
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- Erhebung der Adhäsionsklage zwingend bis zur Klagbegründung 

- Klarstellende Regelungen zum Verhältnis der beiden „Verfahrenstei-
le“/Klagen zueinander: 

- mit Blick auf Rechtsmittelverfahren 

- mit Blick auf Gerichtskosten 

2.2 Beschränkung des Prozessstoffes (innerprozessuale Präklusion) 

2.2.1 Regelungsvorschlag der Arbeitsgruppe 

Die Arbeitsgruppe diskutiert die Beschränkung des Prozessstoffs (innerprozessuale Präklusi-
on) zum einen durch Änderungen betreffend die Regelungen zum verspäteten Vortrag im 
Rahmen des geltenden § 87 b VwGO, zum anderen mit Blick auf die Notwendigkeit, eine 
Klagbegründungsfrist mit Ausschlussfristen grundsätzlich gesetzlich zu regeln. 

2.2.2 Stellungnahme der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer sieht keinen Grund, verspäteten Vortrag, der nicht zu einer 
verzögerten Erledigung des Rechtsstreits führt, auszuschließen (siehe oben, 1.3). Die mit dem 
Vorschlag der Arbeitsgruppe diskutierte Änderung, die Zurückweisung des verspäteten Vor-
trags tatbestandlich auszuschließen, wenn sie nicht genügend entschuldigt ist, unterscheidet 
sich im Ergebnis nicht von der aktuellen Regelung, dass ein Ausschluss angenommen wird, 
solange die Verspätung nicht ausreichend entschuldigt wird. Eine Änderung ist daher nicht er-
forderlich. Dies gilt insbesondere deshalb, weil nach der geltenden Regelung das Gericht 
schon jetzt die Glaubhaftmachung fordern kann. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer teilt die Auffassung, dass ein Verzicht auf die Belehrung der 
Folgen verspäteten Vortrags nicht möglich ist, da jedenfalls erstinstanzlich grundsätzlich keine 
anwaltliche Vertretung erforderlich ist.  

Ebenso teilt die Bundesrechtsanwaltskammer die Auffassung, dass keine gesetzliche Klagbe-
gründungsfrist entsprechend der (Ausnahme-)Regelung in § 6 UmwRG eingeführt werden 
sollte. Das Gericht hat bereits jetzt die Möglichkeit, entsprechende Fristen im Einzelfall gemäß 
§ 87 b VwGO zu setzen; sie sollen im Rahmen des diskutierten konzentrierten Verfahrens 
grundsätzlich durch das Gericht gesetzt werden (vgl. oben, 1.3). 

Die Bundesrechtsanwaltskammer empfiehlt, § 87 b VwGO nicht zu ändern. 

2.3 Reform des Rechtsmittelrechts 

2.3.1 Diskussion der Rechtsmittelreform 

Seit längerem wird insbesondere in der Richterschaft und in der Anwaltschaft eine Überprü-
fung der vor mittlerweile 20 Jahren durchgeführten umfassenden Rechtsmittelreform disku-
tiert. Im Vordergrund stehen das Berufungs(zulassungs)recht, Einzelaspekte des Revisions-
verfahrens und eine mögliche Zulassungsbeschwerde in Eilverfahren zum Bundesverwal-
tungsgericht. Hintergrund sind unter anderem die Feststellungen, dass die Zulassungspraxis 
in den einzelnen Bundesländern sehr unterschiedlich ist. Damit sind die Möglichkeiten einer 
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(vollständigen) zweistufigen Überprüfung und die Eröffnung eines Zugangs zum Bundesver-
waltungsgericht nicht bundeseinheitlich. Das Bundesverwaltungsgericht kann mittels entspre-
chender Revisions(zulassungs)verfahren nicht im ausreichendem Maße zur Vereinheitlichung 
der Rechtsanwendung beitragen. Dies gilt auch für bestimmte Rechtsmaterien, die tatsächlich 
nur in Eilverfahren verhandelt werden. Das Bundesverwaltungsgericht wird „ausgetrocknet“ 
und mit zentralen Rechtsauslegungsfragen nicht (mehr) befasst. Gleichzeitig kann der vor gut 
20 Jahren erhoffte Entlastungs- und Beschleunigungseffekt nicht nachhaltig festgestellt wer-
den. Schließlich führen übersteigerte Darlegungsanforderungen im Berufungszulassungsrecht 
insbesondere aus Sicht der Anwaltschaft häufig zu einer Vernachlässigung der inhaltlichen 
Berufungswürdigkeit des jeweiligen Falles. 

2.3.2 Stellungnahme und Regelungsvorschläge der Bundesrechtsanwaltskammer 

2.3.2.1 Berufungsrecht 

a) Abschaffung der Zulassungsberufung 

Die Bundesrechtsanwaltskammer schlägt seit langem die Abschaffung der Berufungszulas-
sung vor. Sie begrüßt den aktuellen Vorstoß der Arbeitsgruppe daher sehr.  

Die Bundesrechtsanwaltskammer spricht sich ebenfalls für die Streichung des 
§ 124 a VwGO (a.F.) aus. 

b) Zurückweisung offensichtlich aussichtsloser Berufungsverfahren 

Die Bundesrechtsanwaltskammer kann auch dem Regelungsvorschlag folgen, offensichtlich 
aussichtslose Berufungsverfahren durch Beschluss zurückzuweisen. 

(i) Notwendigkeit einer Gesetzesneureglung? 

Die Bundesrechtsanwaltskammer weist auf § 130 a VwGO (a.F.) hin: 

Das Oberverwaltungsgericht kann über die Berufung durch Beschluss entschei-
den, wenn es sie einstimmig für begründet oder einstimmig für unbegründet hält 
und eine mündliche Verhandlung nicht für erforderlich hält. § 125 Abs. 2 Satz 3 bis 
5 gilt entsprechend.  

Gegebenenfalls wäre diese Regelung bereits ausreichend, um den verfolgten Zweck zu 
erreichen. 

(ii) Fristbestimmung 

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt im Beschleunigungsinteresse ausdrücklich die 
gesetzliche Vorgabe einer Frist für die entsprechende Zurückweisung. 

(iii) Regelungsvorschläge der Bundesrechtsanwaltskammer 

Die Bundesrechtsanwaltskammer unterstützt jedoch auch den Weg, eine neue Regelung 
zu schaffen.  
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(a) Anlehnung an § 522 ZPO 

Aus Sicht der Bundesrechtsanwaltskammer bietet es sich an, hier den mit § 522 ZPO 
gewählten Ansatz in die VwGO zu übernehmen. Die aktuelle Fassung wurde zwischen-
zeitlich auch an verfassungsrechtlichen Bedenken insbesondere mit Blick auf das rechtli-
che Gehör gemessen. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer schlägt daher vor: 

„§ 125 VwGO (n.F.)  

(1) [unverändert] 

(2) Die Berufung ist zu verwerfen, wenn sie unzulässig ist. 

(3) Die Berufung soll innerhalb von sechs Monaten nach Eingang der Berufungs-
begründung verworfen werden, wenn 

1. das Oberverwaltungsgericht auf der Grundlage des angefochtenen Urteils 
und der Berufungsbegründung davon überzeugt ist, dass die Berufung of-
fensichtlich keine Aussicht auf Erfolg hat, 

2. keiner der Gründe vorliegt, aus denen die Revision gemäß § 132 Abs. 2 
Nr. 1 oder 2 zuzulassen wäre, 

3. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Recht-
sprechung eine Entscheidung des Berufungsgerichts nicht erfordert und 

4. eine mündliche Verhandlung nicht geboten ist. 

Das Oberverwaltungsgericht hat zuvor die Beteiligten auf die beabsichtig-
te Zurückweisung der Berufung und die Gründe hierfür hinzuweise und 
den Berufungsführer binnen einer zu bestimmenden Frist Gelegenheit zur 
Stellungnahme zu geben. 

(4) Die Entscheidung nach Abs. 2 oder 3 ergeht durch Beschluss. Der Beschluss 
ist kurz zu begründen, soweit die Gründe für die Zurückweisung nicht bereits 
in dem Hinweis nach Abs. 3 Satz 2 enthalten sind. Ein anfechtbarer Beschluss 
hat darüber hinaus eine Bezugnahme auf die tatsächlichen Feststellungen im 
angefochtenen Urteil mit Darstellung etwaiger Änderungen oder Ergänzungen 
zu enthalten. Gegen den Beschluss steht den Beteiligten das Rechtsmittel zu, 
das zulässig wäre, wenn das Gericht durch Urteil entschieden hätte. Die Betei-
ligten sind über dieses Rechtsmittel zu belehren. 

(b) Hilfsweise: Modifikationen des Regelungsvorschlags der Arbeitsgruppe 

Mit Blick auf den Vorschlag der Arbeitsgruppe merkt die Bundesrechtsanwaltskam-
mer unter dem Gerichtspunkt des rechtlichen Gehörs an, dass jedenfalls folgende 
Änderung vorgenommen werden sollte: 
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§ 125 Abs. 4 (n.F.): 

Die Entscheidung nach Abs. 2 oder 3 ergeht durch Beschluss. Die Beteiligten 
sind auf die beabsichtigte Zurückweisung der Berufung und die Gründe hier-
für hinzuweisen. Die Beteiligten sind vor dem Beschluss nach Satz 1 zu hören. 
Der Beschluss ist kurz zu begründen. Gegen den Beschluss steht den Beteilig-
ten das Rechtsmittel zu, das zulässig wäre, wenn das Gericht durch Urteil ent-
schieden hätte, die Beteiligten sind über dieses Rechtsmittel zu belehren.  

(c) Klarstellung in § 128 VwGO 

Zu § 128 VwGO (n.F.) regt die Bundesrechtsanwaltskammer an, den Halbsatz 

„[…] soweit die Berufung nicht nach § 125 Abs. 3 verworfen wird […]“ 

zu streichen. Der Einschub könnte dahingehend missverstanden werden, dass das 
Berufungsgericht, wenn es die Berufung nach § 125 Abs. 3 durch Beschluss verwer-
fen will, neu vorgebrachte Tatsachen und Beweismittel, die vom Berufungsführer in 
der Berufungsbegründung vorgetragen wurden, nicht mehr berücksichtigen darf. 

2.3.2.2 Revisionsverfahren 

a) Folgeänderungen in § 132 Abs. 1 VwGO 

Die Bundesrechtsanwaltskammer weist darauf hin, dass bei Neuregelung des § 125 Abs. 
3 und 4 VwGO eine klarstellende Folgeänderung in  § 132 Abs. 1 VwGO erforderlich 
würde:  

Gegen das Urteil des Oberverwaltungsgerichts (§ 49 Nr. 1) und Beschlüsse nach § 
47 Abs. 5 Satz 1 und § 125 Abs. 4 steht den Beteiligten die Revision an das Bun-
desverwaltungsgericht zu [… unverändert]. 

b) Zusätzlicher Revisionsgrund 

(i) Um der auch von der Arbeitsgruppe beschriebenen Austrocknung des Bundesver-
waltungsgerichts entgegen zu wirken, empfiehlt die Bundesrechtsanwaltskammer 
eine vorsichtige Lockerung der Zulassungsgründe im Sinne des § 132 Abs. 2 
VwGO. Sie schlägt – auch in Anlehnung an die entsprechende Formulierung in § 
522 ZPO – vor:  

„§ 132 Abs. 2 VwGO (n.F.): 

4. die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtspre-
chung eine Entscheidung des Revisionsgerichts erfordert.“ 

Bei Einführung dieser Ergänzung wären als Folgeänderungen sowohl § 125 Abs. 3 
(n.F.) als auch § 134 Abs. 2 (a.F.) entsprechend zu ändern (Folgeänderungen). 

(ii) Die Schaffung eines weiteren Zulassungsgrundes zur Klärung grundsätzlich bedeut-
samer Tatsachenfragen durch das Bundesverwaltungsgericht erscheint der Bundes-
rechtsanwaltskammer aktuell außerhalb des Asylverfahrensrechts nicht erforderlich. 
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c) Sprungrevision 

Schließlich regt die Bundesrechtsanwaltskammer auch eine Änderung des § 134 VwGO 
(Sprungrevision) an. Das Rechtsmittel der Sprungrevision scheitert in vielen Fällen daran, 
dass der zukünftige Revisionsbeklagte der Einlegung der Sprungrevision nicht zustimmt. 
Die Bundesrechtsanwaltskammer schlägt daher vor, auf das Zustimmungserfordernis zur 
Einlegung der Sprungrevision der in der ersten Instanz obsiegenden Partei zu verzichten. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer schlägt folgende Fassung für § 134 Abs. 1 (n.F.) 
vor: 

Gegen das Urteil eines Verwaltungsgerichts (§ 49 Nr. 2) steht den Beteiligten die 
Revision unter Übergehung der Berufungsinstanz zu, wenn der Kläger und der Be-
klagte der Einlegung der Sprungrevision schriftlich zustimmen und wenn sie von 
dem Verwaltungsgericht im Urteil oder auf Antrag durch Beschluss zugelassen 
wird. Der Antrag ist innerhalb eines Monats nach Zustellung des vollständigen Ur-
teils schriftlich zu stellen. Die Zustimmung zu der Einlegung der Sprungrevision ist 
dem Antrag oder, wenn die Revision im Urteil zugelassen ist, der Revisionsschrift 
beizufügen. 

2.3.3 Vorläufiger Rechtsschutz: Einführung einer Zulassungsbeschwerde zum Bundesver-
waltungsgericht 

2.3.3.1 Diskussion 

Die Bundesrechtsanwaltskammer teilt die Einschätzung, dass in bestimmten Rechtsmaterien, 
wie insbesondere dem öffentlichen Dienstrecht, aufgrund der Verfahrensstruktur Entschei-
dungen des Bundesverwaltungsgerichts faktisch ausgeschlossen sind, da die Verfahren (ab-
schließend) im bisher ausschließlich zweizügig ausgestalteten Eilverfahren entschieden wer-
den.  

2.3.3.2 Stellungnahme und Regelungsvorschläge der Bundesrechtsanwaltskammer 

Aus Sicht der Bundesrechtsanwaltskammer erscheint es schwierig, abschließende Rechtsbe-
reiche zu benennen, in denen (ausnahmsweise) eine Zulassungsbeschwerde zum Bundes-
verwaltungsgericht möglich sein soll.  

a) Zulassung ohne weitere Maßgaben 

Die Bundesrechtsanwaltskammer schließt sich daher dem in der Arbeitsgruppe unter 3. 
diskutierten Vorschlag einer Zulassung ohne weitere Maßgaben an. Die Gesetzesbe-
gründung sollte ausreichend deutlich machen, dass der Gesetzgeber hier den jeweiligen 
Oberverwaltungsgerichten/Verwaltungsgerichtshöfen vertraut, bei entsprechend grund-
sätzlichen Fragen eine entsprechende Zulassung auszusprechen.  

Die Bundesrechtsanwaltskammer schließt sich folgendem Vorschlag an: 

„§ 150 a VwGO 

(1) Gegen die Beschlüsse des Oberverwaltungsgerichts in Verfahren des vorläu-
figen Rechtsschutzes nach den § 47 Abs. 6, §§ 80, 80 a und 123 steht den Be-
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teiligten und den sonst von der Entscheidung Betroffenen die Rechtsbe-
schwerde an das Bundesverwaltungsgericht zu, wenn das Oberverwaltungs-
gericht sie in dem Beschluss zugelassen hat.  

(2) Die Rechtsbeschwerde ist nur zuzulassen, wenn die Voraussetzungen des 
§ 132 Abs. 2 Nr. 1 oder 2 vorliegen. Das Bundesverwaltungsgericht ist an die 
Zulassung gebunden.  

(3) § 137 Abs. 1 und 2, §§ 147, 149, 150 gelten entsprechend.“ 

Im Falle der Ergänzung des § 132 Abs. 2 VwGO um eine neue Nr. 4 wäre dies in Absatz 
2 entsprechend zu ergänzen. 

b) Evaluationsklausel 

Weiter schlägt die Bundesrechtsanwaltskammer für diese Neufassung des § 150 a 
VwGO ausnahmsweise eine Evaluationsklausel und Befristung der Geltungsdauer auf 
fünf Jahre vor. Innerhalb dieser fünf Jahre soll überprüft werden, ob das Vertrauen in ent-
sprechende Ermessensentscheidungen der Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungs-
gerichtshöfe gerechtfertigt war oder doch über die Bildung von Fallgruppen nachzuden-
ken ist, in denen grundsätzlich die Möglichkeit einer Rechtsbeschwerde zum Bundesver-
waltungsgericht besteht. 

* * * 
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Die Bundesrechtsanwaltskammer ist die Dachorganisation der anwaltlichen Selbstverwaltung. Sie 
vertritt die Interessen der 28 Rechtsanwaltskammern und damit der gesamten Anwaltschaft der Bun-
desrepublik Deutschland mit etwa 164.500 Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälten gegenüber Be-
hörden, Gerichten und Organisationen – auf nationaler, europäischer und internationaler Ebene. 
 

Stellungnahme 

Die Bundesrechtsrechtsanwaltskammer wurde im Rahmen der länderoffenen Arbeitsgruppe mit Betei-
ligung des Bundes an der Diskussion über Vorschläge zur Änderung der Verwaltungsgerichtsordnung 
beteiligt. Die Stellungnahme (Nr. 18/2018, Mai 2018) liegt der Konferenz der Justizministerinnen und 
Justizminister der Länder (JuMiKo) bereits als Anlage zum Bericht der Arbeitsgruppe vor und ist hier 
nochmals als Anlage beigefügt. 

Die Bundesrechtsrechtsanwaltskammer fasst einige zentrale Diskussionspunkte auch der nachfolgen-
den Diskussion aus Sicht der die Rechtsuchenden vertretenden Anwaltschaft unter ausdrücklicher 
Bezugnahme auf ihre anliegende Stellungnahme noch einmal wie folgt zusammen: 

1. Aktuelle Situation der Verwaltungsgerichtsbarkeit 

Die aktuelle Belastungssituation der Verwaltungsgerichte durch die Vielzahl von anhängigen und an-
stehenden Asylverfahrensprozessen ist der Anwaltschaft bekannt. Die Bundesrechtsrechtsanwalts-
kammer appelliert an die JuMiKo nachdrücklich darauf hinzuwirken, dass trotz dieser Umstände die 
Diskussion und die Bemühungen zur Situation und zum Verfahren in der Verwaltungsgerichtsbarkeit 
im Übrigen nicht hintangestellt werden. Die Bemühungen und Veränderungen sind von besonderer 
Wichtigkeit. Denn es gilt heute in ganz besonderem Maße das Vertrauen des Rechtsuchenden in die 
Institutionen des Rechtsstaates zu stützen und zu fördern. 

Der Rechtsstaat gewährt Rechtssicherheit durch Verfahren. Dazu müssen die Verfahren individuell 
richtige Entscheidungen und zeitnahe Entscheidungen ermöglichen. Beides muss weiter gefördert 
werden. 

2. Sächliche und personelle Ausstattung der Gerichte 

Eine ausreichende sächliche und personelle Ausstattung der Verwaltungsgerichtsbarkeit – nicht nur 
auf der Ebene der Richterschaft – ist aus der Erfahrung der Anwaltschaft nicht immer gewährleistet. 
Die Fortbildung ist nicht immer gesichert. Dies führt zu Verfahrensverzögerungen mangels Räumen, 
Personal und aufgrund von fachlichen Unsicherheiten. Hier sind besondere Anstrengungen erforder-
lich, um dieser Situation für alle Verfahrensarten begegnen zu können. So können zeitnahe Entschei-
dungen befördert werden. 

3. Reform des Rechtsmittelrechts 

Nach Auffassung der Bundesrechtsanwaltskammer ist die Reform des Rechtsmittelrechts ein zentra-
ler Aspekt notwendiger verfahrensrechtlicher Änderungen. Die Einführung der Zulassungsberufung 
vor 20 Jahren hat dazu geführt, dass der ganz überwiegende Anteil erstinstanzlicher Entscheidungen 
nicht mehr auf ihre materielle Richtigkeit hin überprüft wird. In der Folge werden auch Auslegungsfra-
gen des sich gleichzeitig immer häufiger ändernden Bundesrechts nicht mehr zur Sicherung einer 
einheitlichen Rechtsprechung vom Bundesverwaltungsgericht entschieden. Dennoch hat sich der 
seinerzeit erhoffte Entlastungs- und Beschleunigungseffekt der Gerichte nicht nachhaltig bzw. nicht im 
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erhofften Umfang eingestellt. Darüber hinaus fehlt es an Leitentscheidungen des Bundesverwaltungs-
gerichts, die zur Einheitlichkeit der Rechtsprechung erforderlich sind und so Rechtssicherheit schaf-
fen. Aus der Erfahrung der Anwaltschaft führen entsprechende Leitentscheidungen nicht nur zu kürze-
ren Verfahrensdauern in den Instanzgerichten. Vielmehr werden dadurch bereits Verwaltungsverfah-
ren beschleunigt und gerichtliche Auseinandersetzungen vermieden. Dies könnte entscheidend zur 
Entlastung der Verwaltungsgerichtsbarkeit beitragen. 

3.1 Abschaffung der Berufungszulassung, fristgebundene Möglichkeit offensichtlich aus-
sichtsloser Berufungen durch Beschluss zurückzuweisen 

3.1.1 Das Vertrauenkönnen auf individuell richtige Entscheidungen ist für den Rechtsuchenden und 
sein Vertrauen in die Rechtsordnung zentral. Daher ist die Zulassungsberufung abzuschaffen.  

Denn dem ebenso wichtigen aber nicht vorrangigen Aspekt zügiger Verfahren, die eine Entlastung der 
Gerichte von offensichtlich aussichtslosen Berufungsverfahren notwendig macht, kann mit der Mög-
lichkeit begegnet werden, entsprechende Berufungen in Anlehnung an die Regelung in § 522 ZPO 
durch Beschluss des Oberverwaltungsgerichts/ Verwaltungsgerichtshofs zurückzuweisen. 

Die Bundesrechtsanwaltskammer spricht sich daher nachdrücklich für diesen Reformvorschlag aus 
und hat in ihrer Stellungnahme Nr. 18/2018 (vgl. Anlage) dazu auch konkrete Regelungsvorschläge 
unterbreitet. 

3.1.2 Die Bundesrechtsanwaltskammer hält eine Modifikation des bisherigen Berufungszulassungs-
rechts durch Erleichterungen der Darlegungspflichten oder die Einführung einer Beschwerde gegen 
Nichtzulassungsbeschlüsse für nicht zielführend:  

Die Darlegungspflichten stellen zwar eine Schwierigkeit bei der Berufungszulassung dar. Die nur noch 
seltene Überprüfung der Sachentscheidung liegt aber nicht in erster Linie an formalen Hürden, son-
dern daran, dass im Zulassungsverfahren die Überprüfung systemimmanent die Ausnahme und nicht 
die Regel darstellt. 

Auch mit einer Beschwerde wird nur die Möglichkeit einer Überprüfung in der zweiten Instanz und 
damit einer individuell richtigen Entscheidung erhöht. Das Regel-Ausnahme-Verhältnis wird nicht um-
gekehrt. Gleichzeitig wird ein zusätzlicher und erneut mit formalen Anforderungen ausgestalteter Ver-
fahrensschritt eingeführt; dies entspricht nicht der Forderung nach Verfahrensvereinfachung und -
beschleunigung. 

3.2 Behutsame Erweiterung der Revisionsgründe 

3.2.1 Die Bundesrechtsanwaltskammer teilt die Auffassung, dass außerhalb von Asylverfahren kei-
ne Notwendigkeit besteht, einen Zulassungsgrund zu schaffen, der eine Überprüfungsmöglichkeit 
bedeutsamer Tatsachenfragen durch das Bundesverwaltungsgericht begründet. Die Funktion und 
Stellung des Bundesverwaltungsgerichts in der Verwaltungsgerichtsordnung ist nicht die eines Tatsa-
chengerichts, sondern die eines grundsätzlich nur zur Rechtsprüfung berufenen Revisionsgerichts. 
Aus diesem Grund spricht sich die Bundesrechtsanwaltskammer regelmäßig auch gegen die Begrün-
dung weiterer erstinstanzlicher Zuständigkeiten beim Bundesverwaltungsgericht aus. 

3.2.2 Es wurde oben auf die Bedeutung höchstrichterlicher Leitentscheidungen für die Rechtsein-
heitlichkeit und Rechtssicherheit hingewiesen, mit ihren positiven Folgen zur Entlastung der Verwal-
tungsverfahren und der Instanzgerichte. Die Bundesrechtsanwaltskammer schlägt in ihrer Stellung-
nahme (vgl. Anlage) daher vor, dass die Revision auch zugelassen werden können soll, wenn 
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„die Fortbildung des Rechts oder die Sicherung einer einheitlichen Rechtsprechung eine 
Entscheidung des Revisionsgerichts erfordert.“ 

3.3 Sprungrevision 

Um in entsprechend gelagerten Fällen zeitnah zu solchen Leitentscheidungen zu gelangen, schlägt 
die Bundesrechtsanwaltskammer in ihrer Stellungnahme schließlich vor, die Sprungrevision dahinge-
hend zu reformieren, dass auf das Zustimmungserfordernis des in erster Instanz obsiegenden Betei-
ligten verzichtet wird. 

4. Verfahrenszuständigkeiten 

Diskutiert wird zum einen, besondere Wirtschafts- und Planungsspruchkörper einzuführen, zum ande-
ren für weitere Verfahrensgegenstände die erstinstanzliche Zuständigkeit der Oberverwaltungsgerich-
te/ Verwaltungsgerichtshöfe zu begründen. 

4.1 Bildung spezieller Wirtschafts- und Planungsspruchkörper 

Von der Richterschaft wird die Bildung spezieller Wirtschafts- und Planungsspruchkörper vorgeschla-
gen, um entsprechendes Fachwissen bündeln und so mittelfristig Verfahren beschleunigen zu können. 
Die Bundesrechtsanwaltskammer hat organisatorische Schwierigkeiten gesehen, wie die Zuständig-
keiten gefasst werden können und ob eine solche Organisation für alle Gerichte bzw. Bundesländer 
umsetzbar ist. Grundsätzlich sind Maßnahmen, die zur fachlichen Spezialisierung und damit zur Ver-
besserung von Verfahrensqualität und -beschleunigung führen können, zu begrüßen. 

4.2 Erweiterte erstinstanzliche Zuständigkeiten der Oberverwaltungsgerichte/Verwaltungs-
gerichtshöfe 

Die Bundesrechtsanwaltskammer hat in ihrer Stellungnahme darauf hingewiesen, dass die VwGO die 
Zuweisung erstinstanzlicher Verfahren an die Oberverwaltungsgerichte/ Verwaltungsgerichtshöfe als 
Ausnahme ausgestaltet. Das Regel-Ausnahme-Verhältnis sollte daher gewahrt werden. Dieses sieht 
die Bundesrechtsanwaltskammer bei einer eher einzelfallbezogenen Erweiterung der Zuständigkeiten 
grundsätzlich noch als gewahrt an. Die vorgeschlagene Ausweitung zum Beispiel auf Verfahren für 
größere Häfen, Wasserkraftwerke oder Untergrundspeicher, kann daher mitgetragen werden; es han-
delt sich um Verfahren, die nicht regelhaft geführt werden. 

5. Regelungen zur Verfahrensorganisation: Einführung eines konzentrierten Verfahrens 

Die Bundesrechtsanwaltskammer begrüßt es grundsätzlich, wenn gerichtliche Verfahren gut vorberei-
tet und nach einem mit den Prozessbeteiligten vereinbarten Zeitplan geführt werden. Aus Sicht der 
Richterschaft erscheinen dazu deutlichere Vorgaben in der VwGO sinnvoll, damit eine entsprechende 
Prozessstrukturierung zukünftig für alle Verfahrensbeteiligten eher die Regel als die Ausnahme sein 
kann. Dann können entsprechende Regelungen der Verfahrensbeschleunigung dienen. Die Bundes-
rechtsanwaltskammer hat in ihrer Stellungahme Nr. 18/2018 (vgl. Anlage) hervorgehoben, dass bei 
der Ausgestaltung entsprechender Verfahrensregelungen dem Grundsatz des rechtlichen Gehörs 
ausreichend Rechnung zu tragen ist, zum Beispiel mit Blick auf späten Tatsachenvortrag. 

*** 
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Die Bundesrechtsanwaltskammer (BRAK) verfolgt die aktuellen Bemühungen einer Reform der Ver-

waltungsgerichtsordnung (VwGO) seit den Vorschlägen und der Analyse der Bundesländer Nordrhein-

Westfalen und Bremen in Vorbereitung der Justizministerkonferenz im Herbst 2018 aktiv. Es wird auf 

die BRAK-Stellungnahmen Nr. 18 aus dem Mai und Nr. 36 aus November 2018 verwiesen, die hier 

noch einmal als Anlagen beigefügt sind. 

 

I. Grundsätzliche Erwägungen zu einer VwGO-Reform 

Anders als die ursprünglichen Änderungsvorschläge beinhalten der Vorschlag des Bundesrates und 

die Stellungnahme der Bundesregierung keine richtungsweisenden Entscheidungen mehr. Es drängt 

sich der Eindruck eines nicht zielführenden Bemühens um formale Regelungen zur Beschleunigung 

auf. Ihre Erforderlichkeit und Praxistauglichkeit werden nicht mehr geprüft. Das Ziel, die Situation der 

Rechtsschutzsuchenden an materiell richtigen Entscheidungen zu verbessern wird dem „Beschleuni-

gungsinteresse“ untergeordnet. Da die vorgeschlagenen Regelungen jedoch teils nicht geeignet bzw. 

erforderlich sind oder aufgrund ihrer kurzgesprungenen Ausgestaltung voraussichtlich nicht oder allen-

falls in Einzelfällen zur Anwendung gelangen werden, werden sie Verfahren nicht ernsthaft beschleu-

nigen können und damit also nicht zu einer grundlegenden Entlastung der Gerichte führen.  

Einer der ursprünglichen Kernpunkte der Reformüberlegungen, die Reform des Rechtsmittelrechts, 

wird hingegen mit dem nunmehr vorliegenden Gesetzentwurf nicht weiterverfolgt. Zur Begründung 

wird angeführt, der Verwaltungsrechtsschutz hinsichtlich des Rechtsmittelrechtes nach der geltenden 

VwGO habe sich bewährt. Die BRAK teilt diese Auffassung des Bundesrates und der Bundesregie-

rung ausdrücklich nicht. Im Gegenteil: Die BRAK weist erneut darauf hin, dass eine Reform des 

Rechtsmittelrechts im Interesse der Rechtsschutzsuchenden geboten ist und mittelfristig zur Entlas-

tung der Gerichte und damit zur Beschleunigung der Verfahren führen wird.  

Tatsächliche Untersuchungen, wie sie unter anderem auch im Rahmen der Länderdiskussion 2018 

zur VwGO-Reform aufbereitet wurden, zeigen, dass die Einführung des Berufungszulassungsrechts 

im Ergebnis und bundeseinheitlich betrachtet nicht zu wesentlichen Verfahrensbeschleunigungen 

beigetragen hat. Darüber hinaus zeigt das Bundesverfassungsgericht immer wieder auf, dass jeden-

falls die konkrete Auslegung und Handhabung des Berufungszulassungsrechtes der verfassungs-

rechtlichen Verbürgung effektiven Rechtschutzes in Art. 19 Abs. 4 Satz 1 GG nicht gerecht wird (vgl. 

zuletzt die ausführliche und zusammenfassende Darlegung im Beschluss vom 18.06.2019 – 1 BvR 

587/17 –, Rn. 26 bis 34): Die Anforderungen an die Zulassung würden häufig überspannt. Die materi-

ell-rechtliche Auseinandersetzung in Zurückweisungsbeschlüssen der Oberverwaltungsgerichte er-

folgte in einer sachlichen Tiefe, die eigentlich dem Berufungsverfahren vorbehalten sein sollte. Im 

Ergebnis werde dadurch zugleich der Rechtsweg zum Bundesverwaltungsgericht versperrt, das je-

doch zur rechtsgrundsätzlichen und damit vereinheitlichenden Klärung berufen ist. Eine Überprüfung 

einer ggf. aufgrund anderer Rechtsentwicklungen überholten (bisherigen) Auffassung des Bundesge-

richtes wird vermieden.  

Diesen verfassungsrechtlichen Bedenken kann durch eine grundlegende Rechtsmittelreform und der 

Abschaffung bzw. wesentlicher Modifikationen des Berufungszulassungsrechtes Rechnung getragen 

werden. Dieser – notwendigen – Reform sollte sich der Gesetzgeber stellen.  
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Die BRAK wird sich in diesem Sinne weiter dafür einsetzen, den Interessen der Rechtschutzsuchen-

den mehr Gewicht zu geben. Durch klare, einheitlich in der VwGO normierte Verfahrensregelungen 

und eine Abschaffung bzw. wesentliche Modifikation des Berufungszulassungsrechtes und ggf. in 

Einzelheiten auch des Revisionsrechts können sowohl individuell richtige und damit befriedende Ge-

richtsentscheidungen erreicht werden, als auch zentrale Leitentscheidungen des Bundesverwaltungs-

gerichtes. Durch bundeseinheitliche Leitentscheidungen werden mittel- und vor allem langfristig die 

Verwaltungs- und Oberverwaltungsgerichte entlastet. Dies wird in der Folge die gerichtlichen Verfah-

ren beschleunigen. 

 

II. Zu den Vorschlägen im Einzelnen: 

Dass die nunmehr vorgelegten Änderungsvorschläge nicht zu einer durchgreifenden Verbesserung 

des Rechtsschutzes oder auch nur zu einer wahrnehmbaren Beschleunigung der gerichtlichen Verfah-

ren und damit Entlastung der Gerichte beitragen können, soll beispielhaft erläutert werden: 

1. Einführung eines Adhäsionsverfahrens, § 41 VwGO-E 

Mit der Gesetzesänderung soll ausweislich der Begründung des Bundesrates eine Beschleu-

nigung des Gerichtsverfahrens bei gleichzeitiger Verbesserung des Rechtsschutzes durch 

Einführung eines optionalen Adhäsionsverfahrens erreicht werden. Klagende vor dem Verwal-

tungsgericht sollen die Möglichkeit haben, durch einen Antrag im selben Prozess vor den 

Verwaltungsgerichten auch mögliche Entschädigungsansprüche in Folge eines festzustellen-

den rechtswidrigen Verwaltungshandels geltend zu machen. Bisher ist hierzu ein weiterer 

Prozess, in der Regel vor den Zivilgerichten zu führen. Als Argumente für die Einführung wer-

den benannt: 

• Vermeidung von Doppelprozessen  

• Reduzierung der Verfahrenskosten 

• Sachnähe des Verwaltungsgerichts 

• Nutzen des vorhandenen Fallwissens für das Sekundär-Rechtsschutzverfahren. 

Die BRAK teilt zwar die Auffassung, dass die Rechtswegaufspaltung und vor allem die in zent-

ralen Aspekten aus dem vorletzten Jahrhundert stammende Ausgestaltung des Staatshaf-

tungsrechtes zu Rechtsunsicherheiten, Rechtsschutzlücken und für den betroffenen Rechts-

schutzsuchenden zu überlangen Verfahren führen können. Die notwendige Reaktion aus 

Sicht der BRAK wäre jedoch die Reform des Staatshaftungsrechtes.  

Die BRAK sieht nicht, dass die Einführung eines optionalen Adhäsionsverfahrens die Ziele ei-

ner Beschleunigung des Gerichtsverfahrens bei gleichzeitiger Verbesserung des Rechts-

schutzes erreichen kann: 

• Der Begriff „Doppelprozess“ ist irreführend. Auch im Verwaltungsprozess sind Gegen-

stand des Verfahrens zwei Klagebegehren („interner Doppelprozess“). 

• Die Klagehäufung im Verwaltungsprozess führt dort zu einer Erhöhung der Verfah-

renskosten. 
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• Die Rechtsprechung in der ordentlichen Gerichtsbarkeit hat sich bewährt, und zwar 

auch ohne das im Gesetzentwurf angesprochene besondere Fallwissen. Es gibt kei-

nen Grund, eine „neue“ Rechtsprechung in der Verwaltungsgerichtsbarkeit zu generie-

ren. Insofern wird eine besondere Sachnähe des Verwaltungsgerichts nicht gesehen. 

• Ohne zusätzliche Verfahrensregelungen ist eine Verfahrensbeschleunigung nicht ge-

währleistet. Die Zulässigkeit der Klageerweiterung allein von ihrer Sachdienlichkeit 

abhängig zu machen, ist zu unbestimmt. 

• Soweit Fallzahlen bekannt sind, wird keine Notwendigkeit gesehen, einen weiteren 

Rechtsweg zu eröffnen.  

• Das Gesetz schließt nicht aus, nach Ausübung der Option für die Verwaltungsge-

richtsbarkeit, die Klage dort zurückzunehmen und in der ordentlichen Gerichtsbarkeit 

erneut zu klagen. Das kann zu einer deutlichen Verfahrensverzögerung führen. 

• Vor dem Hintergrund der vorstehenden Überlegungen wird es in der anwaltlichen Pra-

xis erhebliche Schwierigkeiten bereiten, dem rechtsschutzsuchenden Bürger den 

„richtigen“ Rechtsweg zu empfehlen. Daher wird voraussichtlich nur in wenigen Fällen 

überhaupt von der Option gebraucht gemacht werden. 

2. Regelungen zur Verfahrensstrukturierung, insbesondere innerprozessu-

ale Präklusion, § 87 c VwGO-E 

Im „neuen“, sogenannten konzentrierten Verfahren soll, nach erteiltem Einverständnis der Be-

teiligten, der Vorsitzende oder Berichterstatter so früh wie möglich Anordnungen zum Fort-

gang des Verfahrens treffen können. Hierzu zählen Aufforderungen zu bestimmten rechtlichen 

Fragen vorzutragen, Tatsachen und Beweismittel zu benennen oder abschließend vorzutra-

gen. Dazu sollen Fristen gesetzt werden können, die einen nach Ablauf der Frist eingeführten 

Vortrag präkludieren – auch dann, wenn der „verspätete“ Vortrag objektiv nicht zu einer Ver-

zögerung geführt hätte. 

Die BRAK teilt die Auffassung, dass die Strukturierung des Verfahrens maßgeblich zur Be-

schleunigung des Prozesses und zur Befriedigung der Beteiligten beiträgt. Es ist sehr zu be-

grüßen, wenn die Gerichte von den – bereits jetzt bestehenden – Möglichkeiten der VwGO 

Gebrauch machen, auch frühzeitig verfahrensleitende Maßnahmen zu ergreifen. Ein von eini-

gen Spruchkörpern bereits angewandter „Verfahrensfahrplan“, der mit den Beteiligten abge-

stimmt ist, leistet dazu einen wesentlichen Beitrag.  

Solange jedoch ein solches konzentriertes Verfahren beinhaltet, dass „spätes“ Vorbringen 

durch das Gericht ausgeschlossen werden kann, auch wenn durch die „Verspätung“ keine 

Verzögerung des Verfahrens erfolgt, ist es unwahrscheinlich, dass – jedenfalls bei anwaltli-

cher Beratung – von der Möglichkeit des sog. konzentrierten Verfahrens Gebrauch gemacht 

wird. Denn die oder der Rechtschutzsuchende könnte sich dadurch selbst das notwendige 

rechtliche Gehör „abschneiden“. Ein Vorrang einer abstrakten „Zeitschiene“ vor der materiel-

len Rechtmäßigkeit der Entscheidung kann jedoch auch nicht durch das Einverständnis der 

Beteiligten gerechtfertigt werden. Darüber hinaus ist es im Ergebnis auch nicht nachvollzieh-

bar, wie der Ausschluss späteren Vortrags, dessen Einbeziehung in das Verfahren nicht zu 

einer Verzögerung führte, zu einer Beschleunigung des Verfahrens führt. 
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3. Erweiterte Zuständigkeiten des Oberverwaltungsgerichtes, § 48 VwGO-E 

Erneut sollen zur Verfahrensbeschleunigungen erstinstanzliche Zuständigkeiten auf die Ober-

verwaltungsgerichte verlagert werden. Neben einzelnen Planfeststellungsverfahren für größe-

re Infrastrukturvorhaben, namentlich solche nach dem Bundesberggesetz und für größere 

Wasserkraftwerke, soll nunmehr neben den Zulassungen für Bundes- auch alle Landesstra-

ßen mit nur einer Tatsacheninstanz direkt vor den Oberverwaltungsgerichten verhandelt wer-

den. 

Die BRAK sieht, dass die Verkürzung der Tatsachenprüfung auf eine Instanz und der Verzicht 

auf eine Instanz im Rechtsmittelrecht zu einer Beschleunigung von Verfahren führen können. 

Mit Blick auf besondere Infrastrukturvorhaben ist dieser Weg nachvollziehbar. Die Zuordnung 

weiterer straßen- und wegerechtlicher Zulassungsverfahren (Landesstraßen) an die Oberver-

waltungsgerichte bzw. Verwaltungsgerichtshöfe stellt jedoch das in der VwGO vorgesehene 

Regel-Ausnahme-Verhältnis der erstinstanzlichen Zuständigkeit zwischen Verwaltungsgericht 

und Oberverwaltungsgericht/Verwaltungsgerichtshof weiter in Frage. Insbesondere in Flä-

chenländern könnten regionale Besonderheiten zukünftig nicht mehr im selben Maße berück-

sichtigt werden. Darüber hinaus spielen tatsächliche Fragen hier für die jeweiligen Recht-

schutzsuchenden in der Regel eine besondere Rolle; die Verkürzung auf eine Tatsachenin-

stanz schränkt sie ein. Und schließlich wird sich manch Rechtschutzsuchender vom Erforder-

nis anwaltlicher Vertretung von der gerichtlichen Verfolgung seiner Bedenken abbringen las-

sen.  

Mit anderen Worten: Ein Beschleunigungseffekt mit Blick auf die endgültige gerichtliche Ent-

scheidung mag erreicht werden. Die Gewähr für eine individuell richtige Entscheidung und 

insbesondere eine Befriedung der Betroffenen wird nicht erreicht werden. 

III. Echte Verfahrensbeschleunigung statt Verkürzung des Rechtsschutzes 

Die BRAK weist schließlich erneut darauf hin, dass bei den Diskussionen und gesetzgeberischen Be-

mühungen um „Verfahrensbeschleunigungen“ insbesondere für die notwendigen und wichtigen Infra-

strukturvorhaben nicht die „Verkürzung“ von Gerichtsverfahren im Vordergrund stehen sollte. Eine 

Vereinfachung und Beschleunigung der Verwaltungsverfahren und eine gute Ausstattung der antrag-

stellenden und genehmigenden Verwaltungsträger sind zielführender, um zeitnahe verbindliche Zu-

lassungsentscheidungen herbeizuführen. 

* * * 
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